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S C H L U S S A N T R Ä G E D E S G E N E R A L A N W A L T S 

F R A N C I S G. J A C O B S 

vom 25. O k t o b e r 1990* 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Diese Rechtssache ist dem Gerichtshof 
gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tri­
bunal du travail Nivelles, Abteilung Wavre, 
vorgelegt worden. Sie betrifft die Vereinbar­
keit einiger Vorschriften des belgischen 
Rechts mit der Richtlinie 79 /7 /EWG zur 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
im Bereich der sozialen Sicherheit (ABl. 
1979, L 6, S. 24). Klägerin des Ausgangs­
verfahrens ist die Caisse d'assurances socia­
les pour travailleurs indépendants „Inte­
grity" ASBL, die 1983 den selbständigen 
Architekten Jean Leloup auf Zahlung nicht 
geleisteter Sozialversicherungsbeiträge ver­
klagte. Jean Leloup verstarb während des 
Verfahrens; seine Witwe Nadine Rouvroy 
und ihre drei Kinder sind nun die Beklag­
ten. 

Der Hintergrund 

1. Gemäß Artikel 1 der königlichen Ver­
ordnung Nr. 38 vom 27. Juli 1967 umfaßt 
das in Belgien geltende Sozialversicherungs­
system für selbständige Erwerbstätige drei 
Kategorien von Leistungen: a) Familienlei­
stungen, b) Ruhestandsleistungen und Lei­
stungen für Hinterbliebene sowie c) Leistun­
gen im Krankheits- oder Invaliditätsfall. Die 
zu zahlenden Beiträge beruhen auf den Ein­
künften des Versicherten. Gemäß Artikel 12 

§ 2 sind jedoch Personen, die an sich Bei­
träge zu zahlen hätten, nicht beitragspflich­
tig, wenn sie neben ihrer selbständigen Tä­
tigkeit gewöhnlich einer anderen Hauptbe­
schäftigung nachgehen und ihre Einkünfte 
aus der Erwerbstätigkeit als Selbständige 
nicht eine bestimmte Grenze überschreiten. 

3. Der Anwendungsbereich des Artikels 12 
§ 2 der königlichen Verordnung Nr. 38 
wurde durch Artikel 37 der königlichen 
Verordnung vom 19. Dezember 1967 (im 
folgenden: Artikel 37) erweitert. Nach die­
ser Vorschrift konnten verheiratete Frauen, 
Witwen und Studenten, die die Vorausset­
zung der Ausübung einer anderen Beschäfti­
gung nicht erfüllten, den Antrag stellen, den 
in Artikel 12 § 2 der königlichen Verord­
nung Nr. 38 genannten Personen gleichge­
stellt zu werden. Nach Darstellung der Be­
klagten war der Zweck dieses Zugeständnis­
ses bei seiner Einführung nicht erläutert 
worden. Die belgische Regierung hat aber 
im Laufe dieses Verfahrens erklärt, Ziel die­
ser Vorschrift sei es gewesen, bestimmte Ka­
tegorien wie Hausfrauen und Studenten, 
die selbständigen Nebenerwerbstätigkeiten 
nachgingen, deren Haupttätigkeit jedoch 
keine „Arbeit" im Sinne des Arbeitsrechts 
gewesen sei, vom Erfordernis der Beitrags­
zahlung zu befreien. Jede selbständige Er­
werbstätigkeit, die von diesen Personen aus­
geübt werde, sei notwendigerweise befristet 
und der verdiente Betrag gering. Sie hätten 
sich aber vor der Einführung des Artikels 37 
nicht auf Artikel 12 § 2 der königlichen 
Verordnung Nr. 38 berufen können. 

* Originalsprache: Englisch. 
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4. Im Ausgangsverfahren machen die Be­
klagten einen Verstoß des Artikels 37 gegen 
die Richtlinie 79/7 geltend, weil er die 
Rechte, die er verheirateten Frauen, Witwen 
und Studenten gewähre, nicht auf verheira­
tete Männer ausdehne. Deshalb ist die fol­
gende Frage dem Gerichtshof zur Vorab­
entscheidung vorgelegt worden: 

„Steht Artikel 37 der königlichen Verord­
nung vom 19. Dezember 1967 zur allgemei­
nen Durchführung der königlichen Verord­
nung Nr. 38 vom 27. Juli 1967 zur Rege­
lung der sozialen Stellung selbständiger Er­
werbstätiger mit der Richtlinie 79/7/EWG 
vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen 
Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
im Bereich der sozialen Sicherheit im Ein­
klang?" 

5. Der Gerichtshof kann die Frage, so wie 
sie gestellt ist, offensichtlich nicht beantwor­
ten, denn mit ihr wird um ein Urteil über 
die Vereinbarkeit einer bestimmten Vor­
schrift des belgischen Rechts mit der Richt­
linie 79/7 ersucht. Es steht fest, daß der Ge­
richtshof im Rahmen des Artikels 177 inso­
weit keine Entscheidungsbefugnis hat (siehe 
z. B. das Urteil vom 7. März 1990 in der 
Rechtssache C-69/88, Krantz, Slg. 1990, 
1-583). Deshalb lege ich die Frage dahin 
aus, daß der Gerichtshof gefragt wird, ob 
eine Vorschrift des nationalen Rechts — 
wonach verheiratete Frauen, Witwen und 
Studenten, die eine selbständige Erwerbstä­
tigkeit ausüben, einen Antrag auf Befreiung 
von der Pflicht zur Zahlung von Sozialversi­
cherungsbeiträgen stellen können, wenn ihre 
Einkünfte aus der Tätigkeit eine bestimmte 
Höhe nicht überschreiten und obwohl sie 
keiner anderen bezahlten Arbeit nachgehen 
— mit der Richtlinie 79/7 vereinbar ist, 
wenn diese Möglichkeit nicht auch für ver­
heiratete Männer und Witwer besteht. 
Wenn auch der Rechtsstreit vor dem vorle­

genden Gericht die Rechte eines verheirate­
ten Mannes betrifft, ist nicht vorgetragen 
worden, daß die Stellung verheirateter 
Männer und die von Witwern sich wesent­
lich unterschieden. 

Die Richtlinie 79/7 

6. Die Richtlinie 79/7 hat nach Artikel 1 
zum Ziel, daß „der Grundsatz der Gleich­
behandlung von Männern und Frauen im 
Bereich der sozialen Sicherheit... schritt­
weise verwirklicht wird". Artikel 2 der 
Richtlinie sieht folgendes vor: 

„Diese Richtlinie findet Anwendung auf die 
Erwerbsbevölkerung — einschließlich der 
Selbständigen, deren Erwerbstätigkeit durch 
Krankheit, Unfall oder unverschuldete Ar­
beitslosigkeit unterbrochen ist, und der Ar­
beitsuchenden — sowie auf die im Ruhe­
stand befindlichen oder arbeitsunfähigen 
Arbeitnehmer und Selbständigen." 

Gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a fin­
det die Richtlinie auf die gesetzlichen Sy­
steme Anwendung, die unter anderem 
Schutz gegen Krankheit, Invalidität und Al­
ter bieten. Die Richtlinie gilt nicht für Lei­
stungen für Hinterbliebene oder Familienlei­
stungen, „es sei denn, daß es sich um Fami­
lienleistungen handelt, die als Zuschläge zu 
den Leistungen aufgrund der in Absatz 1 
Buchstabe a genannten Risiken gewährt 
werden" (Artikel 3 Absatz 2). 

7. Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie be­
stimmt: 
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„Der Grundsatz der Gleichbehandlung be­
inhaltet den Fortfall jeglicher unmittelbaren 
oder mittelbaren Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts, insbesondere unter Bezug­
nahme auf den Ehe- oder Familienstand, 
und zwar im besonderen betreffend ... die 
Beitragspflicht und die Berechnung der Bei­
träge ..." 

8. Wie die Kommission ausführt, verbietet 
Artikel 4 somit hinsichtlich der Pflicht, Bei­
träge zu gesetzlichen Sozialversicherungssy­
stemen zu leisten, die Schutz gegen Krank­
heit, Invalidität und Alter bieten, eine Dis­
kriminierung aufgrund des Geschlechts. 
Diese Risiken werden alle von der königli­
chen Verordnung Nr. 38 erfaßt. Außerdem 
ist nach Artikel 2 der Richtlinie klar, daß 
Jean Leloup in ihren persönlichen Anwen­
dungsbereich fiel. 

9. Nach der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes zu der Richtlinie ist das in Artikel 4 
Absatz 1 enthaltene Diskriminierungsverbot 
seit dem 23. Dezember 1984, als die Frist 
für die Durchführung der Richtlinie ablief, 
unmittelbar wirksam. Der Rechtsprechung 
ist auch zu entnehmen, daß bis zum Erlaß 
der erforderlichen Durchführungsmaßnah­
men durch die Mitgliedstaaten Angehörige 
eines Geschlechts Anspruch auf die Anwen­
dung der günstigeren Regelung haben, die 
für Angehörige des anderen Geschlechts 
gilt, die sich ansonsten in der gleichen Lage 
befinden, „wobei diese Regelung, solange 
die Richtlinie nicht durchgeführt ist, das 
einzig gültige Bezugssystem bleibt" (siehe 
z. B. das Urteil vom 29. 3. 1987 in der 
Rechtssache 286/85, McDermott und Cot­
ter, Sig. 1987, 1453, Randnr. 18). 

Die Vorlage/rage 

10. Die belgische Regierung macht geltend, 
daß die Anwendung des Artikels 37 nicht 

vom Geschlecht, sondern von sozioökono-
mischen Kriterien abhänge, da verheiratete 
Frauen, Witwen und Studenten eher als ver­
heiratete Männer und Witwer Nebener­
werbstätigkeiten als Selbständige ausübten. 
Daß jedoch verheiratete Männer und Wit­
wer nicht berechtigt sind, sich auf Artikel 37 
zu berufen, selbst wenn sie unter ähnlichen 
Umständen solche Tätigkeiten ausüben, 
reicht meines Erachtens für die Unverein­
barkeit der Vorschrift mit dem Gleichbe­
handlungsgrundsatz aus. Die belgische Re­
gierung weist auch darauf hin, daß männli­
che Studenten sich auf Artikel 37 berufen 
könnten und daß nicht alle Frauen, sondern 
nur verheiratete Frauen und Witwen dies 
tun dürften. Dieser zweite Punkt ist für die 
Frage, ob diese Vorschrift diskriminiert, 
schlicht unerheblich. Entscheidend ist, daß 
verheiratete Männer und Witwer nicht be­
rechtigt sind, sich auf sie zu berufen. 

11. Außerdem betont die belgische Regie­
rung, daß Artikel 37 nicht automatisch 
wirksam werde, sondern daß jeder, der ihn 
in Anspruch nehmen wolle, beantragen 
müsse, den in Artikel 12 § 2 der königli­
chen Verordnung Nr. 38 genannten Perso­
nen gleichgestellt zu werden. Ob ein solcher 
Antrag gestellt werde, hänge in der Praxis 
von dem Anspruch des Antragstellers auf die 
Leistungen ab. Die belgische Regierung 
weist darauf hin, daß selbständige Erwerbs­
tätige nur Anspruch auf Leistungen aus ei­
genem Recht hätten, wenn sie Beiträge ge­
zahlt hätten. Wer aber die Anwendung des 
Artikels 37 beantrage, habe normalerweise 
einen abgeleiteten Leistungsanspruch auf­
grund der Beiträge, die im Falle verheirate­
ter Frauen und Witwen von ihren Ehemän­
nern und im Falle von Studenten von ihren 
Eltern gezahlt worden seien. Auch wenn 
verheiratete Männer, die sich derzeit nicht 
auf Artikel 37 berufen könnten, seit 1985 
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Anspruch aus abgeleiteten Rechten auf be­
stimmte Leistungsarten hätten, hätten in der 
Praxis viele verheiratete Frauen nur einen 
kurzen Berufsweg. Daher seien die abgelei­
teten Rechte ihrer Ehemänner unbedeutend. 

12. Weiter argumentiert die belgische Re­
gierung, daß die Aufhebung des Artikels 37 
oder dessen Erstreckung auf verheiratete 
Männer eine mittelbare Diskriminierung 
schaffen würde. Seine Aufhebung würde 
dazu führen, daß mehr Frauen als Männer 
beitragspflichtig würden, da mehr verheira­
tete Frauen als verheiratete Männer zusätz­
lich zu ihren häuslichen Verpflichtungen in 
begrenztem Umfang einer selbständigen Er­
werbstätigkeit nachgingen, um zum finanzi­
ellen Auskommen beizutragen. Würde Arti­
kel 37 auf verheiratete Männer erstreckt, 
müßte — so wird vorgetragen — sicherge­
stellt werden, daß nicht beide Ehegatten in 
einer Familie sich auf ihn beriefen, weil es 
sonst dazu kommen könnte, daß keiner ei­
nen Leistungsanspruch habe. Zudem wür­
den, wenn sich der Ehemann und nicht die 
Ehefrau auf Artikel 37 beriefe, die zu zah­
lenden Leistungen unter manchen Umstän­
den niedriger ausfallen, weil viele verheira­
tete Frauen nur während eines Bruchteils ih­
res potentiellen Arbeitslebens einer bezahl­
ten Arbeit nachgingen. 

13. Zu einigen dieser Punkte ist kurz zu sa­
gen, daß, wie die Kommission ausführt, die 
Richtlinie 79/7 nicht zwischen positiver Dis­
kriminierung zugunsten eines Geschlechts 
und negativer Diskriminierung unterschei­
det. Innerhalb ihres Geltungsbereichs ver­
langt sie die Beseitigung jeglicher Diskrimi­
nierung aufgrund des Geschlechts. Mitglied­

staaten können daher Ungleichbehandlun­
gen nicht damit rechtfertigen, daß die strei­
tigen Vorschriften für Frauen vorteilhaft 
seien. 

14. Grundsätzlicher ist zur allgemeinen 
Auffassung der belgischen Regierung zu sa­
gen, daß die ihr zugrunde liegenden Annah­
men — daß in allen Ehen der Ehemann der 
Hauptverdiener und jede bezahlte Arbeit 
der Ehefrau nur untergeordneter Art sei — 
selbst diskriminierend sind. Sie ziehen 
Paare, die ihr Leben anders organisieren 
möchten, nicht in Betracht. Die Richtlinie 
79/7 (und die übrige Gemeinschaftsgesetz­
gebung über die Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen) ist unter anderem zu­
gunsten dieser Personen erlassen worden. 
Jedes der von der belgischen Regierung an­
gesprochenen Probleme kann und muß ge­
mäß der Richtlinie ohne Diskriminierung 
gelöst werden, so daß das Recht einer Per­
son, sich auf eine Vorschrift wie Artikel 37 
zu berufen, nicht von einer zufälligen Ei­
genschaft wie dem Geschlecht, sondern von 
objektiven Faktoren wie den Einkünften der 
Person und der von ihr für bezahlte Arbeit 
aufgewendeten Zeit abhängt. Muß eine 
Wahl getroffen werden, welcher der Gatten 
in einer Familie eine Vorschrift wie Arti­
kel 37 in Anspruch nehmen darf, sind Mit­
gliedstaaten nicht befugt, den Ehemann des­
halb daran zu hindern, weil es für die Fami­
lie stets vorteilhafter sei, daß die Ehefrau 
den Anspruch geltend mache. 

15. Ich bezweifle jedoch, daß Artikel 37 
insgesamt mit der Richtlinie 79/7 unverein­
bar ist. Einige der Leistungen, die selbstän-
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digen Erwerbstätigen nach der königlichen 
Verordnung Nr. 38 zustehen (insbesondere 
Familienleistungen und Leistungen für Hin­
terbliebene), sind zumindest unter bestimm­
ten Umständen vom Anwendungsbereich 
der Richtlinie 79/7 gemäß Artikel 3 Absatz 
2 ausgeschlossen. Es stellt sich daher die 
Frage — auch wenn sie nicht von den Betei­
ligten, die Erklärungen eingereicht haben, 
behandelt worden ist —, ob die Richtlinie 
nur insoweit anwendbar ist, als die Beiträge 
sich auf Leistungen beziehen, die unter die 
Richtlinie fallen. Hierzu bin ich der Ansicht, 
daß die Richtlinie global auf alle nach der 
königlichen Verordnung Nr. 38 zu zahlen­
den Beiträge anwendbar ist, wenn diese 
nicht mit einer einzelnen Leistung verknüpft 
werden können. Wäre die Richtlinie unter 
diesen Umständen nicht anwendbar, würde 
ihre Anwendung im Hinblick auf die Bei­
tragspflicht immer dann vereitelt, wenn Mit­
gliedstaaten in den Geltungsbereich diskri­
minierender nationaler Vorschriften Lei­
stungen, die nicht unter die Richtlinie fielen, 
neben Leistungen, die von der Richtlinie er­
faßt würden, einbezögen. 

16. In der vorliegenden Rechtssache könnte 
jedoch etwas anderes gelten. Dem vor Erlaß 

der königlichen Verordnung Nr. 38 verfaß­
ten Rapport au Roi ist zu entnehmen, daß 
es die Absicht der Regierung war, die ge­
zahlten Beträge auch im Falle von Einzel­
beiträgen auf die in Artikel 1 aufgezählten 
Risiken aufzuteilen. Die Beteiligten, die im 
Laufe dieses Verfahrens Erklärungen einge­
reicht haben, erörtern die Frage nicht, wie 
nach der königlichen Verordnung Nr. 38 
gezahlte Beiträge zu behandeln sind. In der 
mündlichen Verhandlung war die belgische 
Regierung nicht vertreten und konnte daher 
diesen Punkt nicht klären. Meiner Ansicht 
nach kann die Richtlinie, wenn der von der 
Klägerin geforderte Betrag (im Falle seiner 
Zahlung) auf die in Artikel 1 der königli­
chen Verordnung Nr. 38 erwähnten Risiken 
aufgeteilt würde, nur insoweit geltend ge­
macht werden, als die Forderung der Kläge­
rin Beiträge für Leistungen betrifft, die in 
den sachlichen Anwendungsbereich der 
Richtlinie fallen. Die Entscheidung des Kö­
nigreichs Belgien, in dieselbe Regelung Vor­
schriften über Leistungen, die unter die 
Richtlinie fallen, zusammen mit Vorschrif­
ten über Leistungen, die nicht darunter fal­
len, aufzunehmen, kann meines Erachtens 
nicht bewirken, daß die Richtlinie auf die 
letztgenannten Vorschriften Anwendung 
findet. 

17. Ich würde daher die Vorlagefrage des Tr ibunal du travail wie folgt bean twor­

ten: 

„1) Es ist mit der Richtlinie 7 9 / 7 / E W G des Rates vom 19. Dezember 1978 unver­
einbar, wenn nationale Rechtsvorschriften verheiratete M ä n n e r und Wi twer , 
die als Selbständige arbeiten, von dem Recht ausschließen, unter best immten 
Umständen eine Befreiung von der Beitragszahlung im Rahmen eines gesetzli­
chen Sozialversicherungssystems, das gegen alle von der Richtlinie erfaßten 
Risiken schützt , zu bean t ragen , wenn eine ähnliche Möglichkeit verheira te ten 
Frauen und Witwen unter den gleichen Umständen eingeräumt wird . 
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2) Wenn ein gesetzliches Sozialversicherungssystem, das Vorschriften enthält, die 
ein Geschlecht diskriminieren, 

a) sowohl Risiken, die unter die Richtlinie fallen, als auch Risiken, die nicht 
darunter fallen, erfaßt und 

b) die zu zahlenden Beiträge auf die von dem System erfaßten Risiken auf­
teilt, 

gilt die Richtlinie nur für Beiträge, die sich auf unter die Richtlinie fallende 
Risiken beziehen. 

3) Vom 23. Dezember 1984 an ist eine Berufung auf den Gleichbehandlungs­
grundsatz des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie vor den nationalen Gerichten 
möglich, um die Anwendung einer nationalen Vorschrift zu verhindern, die 
mit diesem Grundsatz unvereinbar ist. 

4) Wenn die Richtlinie nicht vollständig durchgeführt worden ist, haben die An­
gehörigen eines Geschlechts Anspruch darauf, daß günstigere Vorschriften auf 
sie angewendet werden, die unter den gleichen Umständen für Angehörige 
des anderen Geschlechts gelten." 
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